
Nachschlagewerks ja 
BGHZ: nein

BGB §§ 164, 167; ScheckG Art. 22; WG Art. 17

Die allgemeine Vollmacht zur Verfügung Über ein Giro­
konto umfaßt auch das Recht, mittels Schecks zu verfügen. 
Dazu gehört die Befugnis zum Abschluß von Scheckbege­
bungsverträgen mit anderen Schecknehmern als der bezo­
genen Bank.
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in dem Rechtsstreit

____  Volkshank von 1864 EG, FflHB^Bplatz
_____ k, vertreten durch die Vorstandsmitglieder .

Gerhard B f l B ,  Wolfgang Rfli und Helmut

Beklagten und Revisionsklägerint

- Prozeßbevollmächtigtes Rechtsanwälte Dr. ! ■ ■ ■ .  und

g e g e n

die Sparkasse M M ,  0siring M B H i  fl, gesetzlich
vertreten durch die Vorstandsmitglieder Günter BeflM, 
Karl-Heinz S f l H H H B H  und Hartmut ScHBi,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof* Dr.
und Dr. ■ ■ ■ &  -
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mtlndliche Verhandlung vom 9. Juni 1986 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Kellermann und die Richter Bundschuh, 
Brandes, Dr. Hesselberger und Röhricht

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 17. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 3. Juli 1983 im Kostenpunkt 
und insoweit aufgehoben, als der Klage statt­
gegeben worden ist.

Im Umfange der Aufhebung wird die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten des Revisionsverfahrens, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand!

Die Klägerin, eine Sparkasse, ist Inhaberin eines 
Verrechnungsschecks Uber 130.000 DH, der von den Hand­
lungsbevollmächtigten D M B  und SflBI namens der ver­
klagten Volksbank am 26. März 1984 ausgestellt und auf 
deren Konto bei der Landes Zentralbank in

Wkf Hauptstelle der Deutschen Bundesbank ge­
zogen worden ist. Der Scheck ist der bezogenen Hauptstelle 
Duisburg am 30. März 1984 vorgelegt, aber wegen Widerrufs 
der Beklagten nicht bezahlt worden. Dies hat die Bezogene 
durch einen Vermerk auf dem Scheck bestätigt.
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Den Scheck hat der Angestellte S S B  der Beklagten 
deren Kunden Bentzinger begeben* Dieser gab ihn an den 
Reifenhändler G f l M  weiter, der ihn auf der Rückseite 
mit seiner Unterschrift versah und der Stadtsparkasse 
D U B B H H B  vorlegte. Diese setzte einen etwa pfennig- 
großen Rundstempel auf die Vorderseite des Schecks, nahm 
ihn aber nicht an. Am 29. März 1984 reichte 
der auch langjähriger Kunde der Klägerin war, dieser den 
Scheck zum Einzug ein. Die Klägerin schrieb die Scheck­
summe dem Konto B f l B H B B i  "Eingang Vorbehalten11 gut 
und ließ den Kontoinhaber sofort bar darüber verfügen.
Knapp drei Wochen vorher, am 9. März 1984, hatte B B H H B B  
der Klägerin einen ebenfalls auf die LandesZentralbank ge­
zogenen Scheck der Beklagten Uber 163*000 DM zum Einzug 
eingereicht und sofort über den Scheckbetrag verfügt. 
Dieser Scheck wurde eingelöst.

Die Klägerin nimmt in Höhe der Schecksumme nebst 
Zinsen und Unkosten gegen die Beklagte als Scheckaus­
stellerin im ordentlichen Verfahren Rückgriff.

Die Beklagte hat geltend gemacht, ihr Angestellter 
S M I  sei nicht bevollmächtigt gewesen, den Scheck an 
B f l M m B  zu begeben. Nach ihrem im Schalterraum aus­
hängenden "Unterschriften-Verzeichnis" dürften SflBB 
und DflBBBl als Handlungsbevollmächtigte die Beklagte 
nur zusammen mit einem Vorstandsmitglied vertreten. Nur 
im unmittelbaren Geschäftsverkehr mit der Landeszentral­
bank seien nach der dort hinterlegten Unterschriftenkarte 
auch Handlungsbevollmächtigte berechtigt, zusammen mit 
einem anderen Handlungsbevollmächtigten die Beklagte zu 
vertreten. SBHBi, der unter anderem als Leiter der Ab­
teilung "Zahlungsverkehr" eingesetzt gewesen sei, habe
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Schecks zeichnen dürfen, die für die Abwicklung von Ge­
schäften der Beklagten mit der LandesZentralbank benö­
tigt worden seien, insbesondere zur Beschaffung von Bar­
geld für die Kasse« SflHB und D M B H i  seien aber nicht 
berechtigt gewesen, Schecks zu zeichnen und in den Kunden­
verkehr zu geben. SflHB habe den Angestellten der Be­
klagten der die Scheckformulare unter Verschluß
halte, und über den Zweck des Schecks getäuscht«
Er habe B f l H H H B B  den Scheck gegeben, weil dieser sich 
damals schon in großen finanziellen Schwierigkeiten be­
funden habe und den Scheckbetrag kurzfristig habe zurück- 
zahlen wollen« Der Scheckbegebungsvertrag sei wegen feh­
lender Vertretungsmacht unwirksam« Dies müsse sich die 
Klägerin entgegenhalten lassen« Im übrigen habe diese beim 
Erwerb des Schecks grob fahrlässig gehandelt, weil sie 
den Stempel der Stadtsparkasse D U f l H M P ,  bei dem es 
sich um einen sogenannten Inkassostempel handle, nicht 
zum Anlaß einer Rückfrage bei der Beklagten wegen der 
Ordnungsmäßigkeit des Schecks genommen habe.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben« Die Be­
rufung der Beklagten war, abgesehen von einem geringfü­
gigen Zinsbetrag, erfolglos. Mit der Revision, deren 
Zurückweisung die Klägerin beantragt, verfolgt die Be­
klagte den Antrag auf vollständige Abweisung der Klage 
weiter.
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Entscheidungsgrtlnde:

Die Revision ist begründet«

1« Das Berufungsgericht unterstellt» daß die Voll­
macht Sanders» Schecks zusammen mit einem anderen Hand­
lungsbevollmächtigten namens der Beklagten zu zeichnen» 
auf unmittelbar der LandesZentralbank einzureichende 
Schecks beschränkt war und S f l M  deshalb den Begebungs­
vertrag mit als Vertreter ohne Vertretungs­
macht abgeschlossen hat« Trotzdem hafte die Beklagte 
scheckmäßig als RUckgriffsschuldnerin« Die widerspruchs­
lose Hinnahme der Einlösung des Schecks über 163.000 DM 
in Verbindung mit der Ausstellung des der Klage zugrunde­
liegenden Schecks rechtfertige es» daß die Beklagte das 
Verhalten SflHBi unter dem Gesichtspunkt der Anscheins­
vollmacht gegen sich gelten lassen müsse mit der Folge» 
daß der Begebungsvertrag wirksam sei« Dies hält der 
rechtlichen Prüfung nicht stand«

Nach ständiger Rechtsprechung kann sich der Ver­
tretene im Interesse der Rechtssicherheit auf den Mangel 
der Vollmacht des Vertreters nicht berufen» wenn er dessen 
Verhalten - wie hier zu unterstellen ist - zwar nicht 
kannte» es aber bei pflichtgemäßer Sorgfalt hätte kennen 
und verhindern können» und wenn ferner der Geschäfts­
gegner das Verhalten des Vertreters nach Treu und Glau­
ben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte dahin auffassen 
durfte» daß es dem Vertretenen bei verkehrsmäßiger Sorg­
falt nicht habe verborgen bleiben können» daß dieser es 
also dulde. Dieser Rechtsgrundsatz greift aber in der 
Regel nur ein» wenn das Verhalten des einen Teils» aus
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dem der Geschäftsgegner auf die Bevollmächtigung eines 
Dritten schließen zu können glaubt, von einer gewissen 
Häufigkeit oder Dauer ist (Sen.ürt. v. 27.9.1956 - 
II ZR 178/55, LM BGB § 164 Nr. 9 m.w.N.). Davon 
geht auch das Berufungsgericht aus. Es meint jedoch, 
im vorliegenden Falle auf das Erfordernis einer gewissen 
Häufigkeit und Dauer verzichten zu können. Wer im Umgang 
mit Schecks "auch ohne Dauer und Häufigkeitn den Schein 
einer Bevollmächtigung setze, sei weniger schutzbedürftig, 
denn er wisse oder müsse es wissen, daß mit der Begebung 
von Wertpapieren erhöhte Gefahren verbunden seien. Ihm 
könne deshalb auch ein größeres Risiko auferlegt werden. 
Diese Erwägung ist rechtsfehlerhaft. Sie steht im Wider­
spruch zu dem im Scheck- und Wechselrecht geltenden Grund­
satz, daß der Gültigkeitseinwand, der Scheck sei von einem 
Vertreter ohne Vertretungsmacht begeben worden, grundsätz­
lich jedem, auch dem gutgläubigen Inhaber entgegengesetzt 
werden kann. Der Grund dafür, daß der unbefugt Vertretene 
aus Rechtsscheingesichtspunkten nicht haftet, liegt darin, 
daß er keinen Rechtsschein zurechenbar veranlaßt hat. Dies 
schließt es zwar nicht aus, daß der von der Rechtsprechung 
aufgrund der §§ 171 f. BGB und § 56 HGB entwickelte Ver­
trauensschutz (Anscheinsvollmacht) die scheckrechtliche 
Haftung des unbefugt Vertretenen auslösen kann (vgl. 
Baumbach/Hefermehl, WechselG und ScheckG, 15. Aufl.,
Art. 22 ScheckG Rz. 1 und Art. 17 WG Rz. 36). Das recht­
fertigt aber eine Verschärfung der Haftung kraft Anscheins­
vollmacht nicht, weil auch im Scheckrecht grundsätzlich der 
unbefugt Vertretene und nicht der gutgläubige Erwerber ge­
schützt wird.

Bei der Haftung kraft Anscheinsvollmacht muß das Ver­
trauen des Geschäftsgegners objektiv und subjektiv berech-
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tigt sein. Die objektive Rechtfertigung ergibt sich aus 
einem Rechtsscheintatbestand» der nach Treu und Glauben 
einen Schluß auf das Vorliegen der Vollmacht zuläßt.
Dazu ist aber regelmäßig eine gewisse Häufigkeit des 
nicht erkennbar beanstandeten Handelns des Vertreters 
Uber eine gewisse Zeitdauer notwendig (MünchKomm-Thiele 
§167 BGB Rz. 37)* Der Umstand, daß Sander innerhalb von 
drei Wochen zwei Schecks gezeichnet und an B M H H V i  
begeben hat und dies von der Beklagten im Zeitpunkt des 
Erwerbs des zweiten Schecks durch die Klägerin nicht 
erkennbar beanstandet worden war, läßt nach Treu und 
Glauben nicht den Schluß zu, SflBM sei dazu bevoll­
mächtigt gewesen. Dies wäre allenfalls gerechtfertigt, 
wenn man davon ausgehen könnte, daß im Bankbetrieb Un­
treuehandlungen von Bankangestellten, insbesondere die 
vollmachtlose Ausstellung von Schecks, in aller Regel 
innerhalb von drei Wochen auf gedeckt werden. Davon aber 
kann nach der Lebenserfahrung nicht die Rede sein. Des­
halb muß innerhalb eines so kurzen Zeitraums, wie er hier 
gegeben ist, in der Regel damit gerechnet werden, daß die 
Bank im Zeitpunkt der Begebung des zweiten Schecks die 
unerlaubte Begebung des ersten noch nicht entdeckt hatte. 
Ein nach § 242 BGB schutzwUrdiger Vertrauenstatbestand 
liegt damit nicht vor.

Eine scheckrechtliche Haftung der Beklagten aus 
dem Gesichtspunkt der Anscheinsvollmacht kommt daher 
nicht in Betracht. Auf die vom Berufungsgericht in diesem 
Zusammenhang weiter erörterte und bejahte Frage, ob die 
Klägerin den Scheck gutgläubig erworben hat, kommt es 
nicht an. Selbst wenn sie bei dem Erwerb des Schecks 
hinsichtlich der fehlenden Vertretungsmacht SflHHi 
gutgläubig gewesen wäre, würde ihr gegenüber der Einwand
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der fehlenden Vertretungsmacht durchgreifen« Bel dem vom 
Berufungsgericht unterstellten Sachverhalt haftet die Be* 
klagte nicht« Das Berufungsurteil kann aus diesem Grunde 
nicht aufrechterhalten bleiben«

2« Die Klage kann aber auch nicht abgewiesen werden, 
weil nach dem bisherigen Sach* und Streitstand es nicht 
ausgeschlossen werden kann, daß Sander von der Beklagten 
bevollmächtigt war, den Scheck zusammen mit Drosten aus­
zustellen und ihn zu begeben«

Die Beklagte steht mit der Hauptstelle der
Deutschen Bundesbank in Geschäftsverbindung und unter­
hält dort ein Girokonto, auf das der B f l ^ B  ausge­
händigte Scheck gezogen worden ist« Nach dem Vortrag 
der Beklagten ist bei der Hauptstelle Duisburg eine 
Unterschriftskarte hinterlegt, nach der unter anderem 
die Zeugen und S f l B  gemeinsam für die Beklagte
zeichnungsberechtigt sind« Nach Abschnitt I Nr« 4 der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen Bundesbank 
(AGB (DB), abgedr« bei Baumbach/Hefermehl aaO, S« 678) 
sollen die Zeichnungsberechtigten für den gesamten Ge­
schäftsverkehr bestellt werden« Die Zeichnungsberech­
tigung kann aber auch auf einen Geschäftszweig beschränkt 
werden; in diesem Falle ist ein gesondertes Unterschrif­
tenblatt zu hinterlegen. FUr die Mitteilungen Uber die 
Vertretungsverhältnisse gegenüber der Bank sowie für die 
Unterschriftsproben der Zeichnungsberechtigten sind die 
Vordrucke der Deutschen Bundesbank (Unterschriftenblätter) 
zu verwenden (Abschn« 1 Nr« 3 Abs« 1 AGB (DB))« In Ab­
schnitt II Nr. 10 der AGB (DB) ist bestimmt, daß bei Ver­
fügungen über das Girokonto die Unterschriften von Per­
sonen zu leisten sind, die der Bundesbank gegenüber für
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den gesamten Geschäftsverkehr oder fUr den Giroverkehr 
zeichnungsberechtigt sind. Diese AGB-Bestimmungen, die 
gemäß Absehn. I Nr. 1 Abs. 1 AGB (DB) fUr den Geschäfts­
verkehr mit der Deutschen Bundesbank gelten, sprechen 
dafür, daß die Zeichnungsberechtigung und damit die Ver­
tretungsmacht (Bankvollmacht) in der Regel für den ge­
samten Geschäftsverkehr erteilt oder aber allenfalls 
auf einen bestimmten Geschäftszweig, etwa den Girover­
kehr, beschränkt wird. Nicht sehr wahrscheinlich ist es, 
daß die auf den Vordrucken der Bundesbank zu erteilende 
Zeichnungsberechtigung darüber hinaus noch weiter einge­
schränkt wird, etwa auf den unmittelbaren Scheckverkehr 
mit der Bundesbank. Daß die Beklagte eine solche aus­
drückliche Beschränkung mit ihrem Vorbringen behaupten 
wollte, die Zeichnungsbefugnis beziehe sich nur
auf den bankinternen Geschäftsverkehr mit der Bundesbank, 
ist nicht eindeutig. Es kann damit auch gemeint sein, 
daß SflHBB Vertretungsmacht nur intern auf den Teilbereich 
der unmittelbaren Geschäftsbeziehung zu der Bundesbank 
beschränkt war.

Zugunsten der Klägerin ist deshalb für die weitere 
revisionsrechtliche Prüfung zu unterstellen, daß Sander 
der Deutschen Bundesbank gegenüber zumindest für den 
Giroverkehr ohne weitere Einschränkungen zeichnungsbe­
rechtigt war. Er hatte danach Bankvollmacht zur Verfügung 
über das Girokonto der Beklagten bei der Deutschen Bundes­
bank. Verfügt wird Uber ein Girokonto seitens des Kontoin­
habers mit Schecks und Überweisungen. Die Bankvollmacht 
umfaßt daher auch das Recht, über das Giroguthaben mit 
Hilfe von Schecks zu verfügen. Dazu gehört aber nicht 
allein die Befugnis, die Schecks zu zeichnen, sondern 
auch das Recht, sie an Dritte zu begeben, weil sonst
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die Scheckvollmacht sinnlos wäre. Die allgemeine Voll­
macht zur Verfügung Uber ein Bankkonto umfaßt daher auch 
den Abschluß des Begebungsvertrages mit einem anderen 
Schecknehmer als der bezogenen Bank (vgl. auch MUnchKomm- 
Thiele aaO § 167 BGB Rz. 69).

Nach dem unterstellten Sachverhalt war der Ange­
stellte S f l M  der Beklagten bevollmächtigt, den Scheck­
begebungsvertrag mit B M H P i  namens der Beklagten ab­
zuschließen. Der Scheck ist damit wirksam begeben und die 
Beklagte aus ihm verpflichtet worden, ln diesem Falle 
steht der Klägerin gemäß Art. 12, 40, 45 ScheckG ein 
Rückgriffsanspruch gegen die Beklagte als Ausstellerin 
zu, da die Klägerin Inhaberin der Scheckrechte geworden 
ist. Die Klägerin hat, als sie den Scheck zum Einzug 
hereinnahm, den Scheckbetrag dem Konto B f l H P B  ”E.v.n 
gutgeschrieben und sogleich darüber verfügen
lassen. Nach der Rechtsprechung des Senats erwirbt die 
Inkassobank unter diesen Voraussetzungen ein eigenes 
Sicherungsrecht am Scheck (BGHZ 69, 27).

Nach allem hängt die Entscheidung des Rechtsstreits 
davon ab, welchen Umfang die dem Angestellten SflBI gegen­
über der Deutschen Bundesbank erteilte Bankvollmacht hatte. 
Da dazu noch weiterer Vortrag der Parteien und tatsäch­
liche Feststellungen notwendig sind, muß der Rechtsstreit 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden.
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Sollte sich nach anderweiter Verhandlung ergeben, 
daß Sander die Beklagte beim Abschluß des Scheckbege­
bungsvertrages wirksam vertreten hat, könnte sich mit 
Rücksicht auf den Vortrag der Beklagten, S M U  habe 
Schecks nur für den unmittelbaren Verkehr mit der Bundes­
bank zeichnen dürfen, die Frage des Vollmachtsmißbrauchs 
stellen.

Dr. Kellermann Bundschuh Brandes
Hesselberger Röhricht
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